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IM NGHIER des Deutschen Volkes 

K 
In der Strafsache gegen den Studenten der Musik .3 

aus Berl in c 25, 
.zu Leipzig, - geboren am 

z.zt. in Leipzig in Haft, 
wegen Vorbereitung zum Hochverrat, 

hat das Reichsgericht, 4,strajsenat,. in der öffentlichen 
Sitzung vom 8. März 1934, an welcher teilgenommen haben 

als Richter: 
der Reichs gerichtsrat Uengelkoch als vorsitzender 
und die 'Retchegerichtsräte Dr.Klimmer, Dr.Froelich, 
Dr.Lersch und der Landgerichtsdirektor Busch, 

als Beamter' der staatsanwaltschaft: 
der Erste staatsanwalt Dr.schmitt, 

als urkundsbeamter der Geschäfts stelle; 
der Regierungsober tnspektor Peters, 

nach mundlícher Verhandlung für Recht erkannt: 
Der Angeklagte wird wegen verbrechens der Vorbereitung des 

Hochverrats zu einer 
Gejangntsetraje von einem Jahr zehn Monaten 

und zur Kostentragung verurteilt. 
zehn Monate der strafe sind durch die untersuchungshaft 

verbüßt. ES wird nUr zulässig erklärt, daß die zuständige ver= 
waltungsbehörde den Angeklagten innerhalb einer Frist von sechs 
-Monaten aus dem Reichsgebiet verweist; 

Einzuziehen sind sämtliche beschlagnahmten schritten, 
druckschriften und Gegenstände. 

Von Rechts 

\ 

wegen • 
gründe . 
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Gründe. 

I. 
Die KPD. erstrebte bis zu ihrer förmig iehen Auflösung die gar tchs 

tung der Diktatur des Froletariats und einer Arbeiter= und Bauernre= 
gierung auf dem Wege des gewaltsamen Sturzes der Heichsverfassung. 
Lu sie nicht damit rechnen konnte, mit parlamentarischen oder ende= 
ren verfassungsmäßigen Mitteln zur macht zu kommen, war sie entschloss 
Sen, die revolutionäre Situation herbeizuführen, der heraus der 
bewaffnete Aufstand mit sicherer Aussicht auf Erfolg entfacht werden 
könnte. Drei Wege sollten zu dem ziele fuhren, die ideologische de= 
einflussung der Massen des werktätigen Volkes, die militärische Vor= 
bereitung der Partei und die Zersetzung der staatlichen Machtmittel. 
Die Beeinflussung der Massen war darauf abgestellt, ihre aus Wirt= 
schaftlicher Not erwachsene verzweif¶ung` zum hemmungslosen Haß gegen 
die „herrschende Klasse" umzuprägen und sie zur willenlosen Gefolg= 
Schaft für die umsturepläne der kommunistischen Partei zu erziehen. 
Die militärischen Vorbereitungen wurden durch Sammlung von Waffen 
und sprengstOfen und durch mtlttärtechnísche unterweisungen betrie= 
ben, Die zersetzung der staatlichen Machtmittel war von der Idee ge: 
leitet, die Widerstandskroft von Heer und Polizei in dem erstrebten 
Bürgerkrieg durch die Erschütterung íhrerltreue= und Gehorsamspjl ich 
zu untergraben. Zu diesem zweck war man bemüht, auch in den Reihen 
der Re ichswehr und der Polizei durch wart und Schrift Anhänger zu ge= 
winnen und Zellen zu bilden, von denen aus die kommunistische Lehre 
steh ausbreiten konnte. Auf der anderen Seite sollte aber auch das 
eindringen in die Kreise der Reichswehr und der Polizei dazu dienen, 
ein möglichst genaues Bild über Ausrüstung, Bewojynung und Unter: 
bringung der bewojyheten Macht zu gewinnen, um im zrnstjhdl das tak= 
tische Vorgehen danach einrichten zu können. 

Die Literatur der Partei hat sich immer wieder eingehend mit die: 
Sen drei Aufgabenkreisen der Purteiorbett bejafiw, um ihre Leser darin 
zu schulen und zur Nutzanwendung anzueifern. 

rr. 
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Dem Angeklagten is t  zur Last ge leg t ,  im Jahre 1932 und b i s  zum 
2. yar-.e 19.33 fortgesetzt im Dienste der  vo r  geschi lderten revolut ionä-'= 
ren Par t e i z t e l e  durch se ine  a l lgemeine pol i t i sche A r b e i t  und besonders 
durch se ine  Mi tw i rkung i m  zersetzungsapparat und i m  Gegner=nachrichte› 

dienst  
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dienst, der auf die Gewinnung politischer Gegner für die Ideen der 
KPD. abgestellt war, sowie in der militärischen Vorbereitung des be= 
waffneten Aufstandes tätig geworden zu sein und sich dadurch eines 
verbrechens des hochverräterischer Unternehmens schuldig gemacht zu 
haben. 

Durch die Hauptverhandlung. ist festgestellt: 
A. persönliche Verhältnisse des Angeklagten, politische Einstellung 
und allgemeine politische Tätigkeit. 

Die Eltern des Angeklagten sind beide in wilna geboren und im 
Jahre 1898 nach Deutschland übergesiedelt. Der Vater betrieb dann in 
Leipzig ein pelzwarengeschäjt. Nachdem der Angeklagte im Jahre 1928 
die Höhere Israeli tische Realschule mit obersekundareife verlassen 
hatte, studierte er Musik und siedelte im Sommer 1951 zur Fortsetzung 
dieses Studiums nach Berlin Uber. Er lebte im wesentlichen von der 
Unterstützung seiner Eltern, gab Musikunterricht und spielte in einer 
Gaststätte zum Tanz auf. zuletzt wohnte er bei seinem Bruder.Seine 
Eltern sind zu Anfang des Jahres 1953 nach Tel = Aviv in Palästina 
ausgewandert. 

Im Frühjahr l9}1 mochte der Angeklagte, der nach seiner Angabe 
damals schon mit der KRD.sympathisierte, mit einer vorwiegend aus Ar= 
heitern bestehenden Reisegesellschajt eine ungefähr vierwöchige Reise 
durch die Sowjetunion. Die Teilnehmer der Reise wurden als Gäste der 
Regierung behandelt. Die Eindrücke der Reise hat der Angeklagte zu 
einer vortragsaüispositton mit Datum vom 8. Juli 1951 verarbeitet,die 
unter seinen Sehr tjtsachen gefunden wurde. 

Nach im Jahre 1931 ist er uitgliéd der KRD. geworden. Er ha: 
sich aus der kommunistischen Literatur eingehend über die von der 
Fnrteileitung herausgegebenen Weisungen und Richtlinien unterrichtet, 
war also, wie er zugibt, über das Ziel der Ihr tei, den gewaltsamen 
Sturz der bestehenden staatsverjbssung, durchaus infonníert. 

von Ende l9}2- bis Januar 1933 war er Fbl=Leiter der straßeneel= 
le 111, früher 210 in Berlin. Mitglied des Roten studentenbundes ge= 
Wesen zu sein, stellt er in Abrede. Das beschlagnahmte und nach sei: 
neu Zugeständnis ihm gehörende schríftenmaterial beweist, daß er in 
der Partei über seine straßenzelle hinaus tätig gewesen ist. So Jana 
sich eine handschriftl Ache Vortrags=Dísposítion von ihm aus einem 
Kursus der „K.J.=Zel1e" vom 22. Juli 1931 Uber das Thema „nemokratte 
und Faschismus", in dem die Diktatur des froletar Rats als einziger 
Ausweg aus der Krise bezeichnet wird. schon im April 1931 hat er sich 

in 

1. 
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in 1 
in der von der J;A.H. ins Leben gerufenen Pionterbewegung der Betreu= 
und der kommunistischen Jugend gewidmet. Das beweisen die bei ihm 
mehreren Exemplaren gefundenen Druckschriften dieser Bewegung „Immer 
bereit' und ,J;A.H. Pionierleiter". In der Nr. 2 vom September 19}l 
der letztgenannten Schrift befindet sich ein von dem Angeklagten vor; 

fußten Artikel ,Verlogene Kinder", dessen Entwurf auf einem steno= 
grammblock des Angeklagten ebenfalls vorgefunden wurde. Der Artikel 
geht von einem Zusammenstoß zwischen einem „Pionier" und einem Nutte: 
nalsozialisten aus und fordert die Unterordnung unter das „xollektivfl 
an Stelle des blinden Gehorsams gegen die „gutoritdtspersonfl und die 
Ausbildung einer „guten Agitprop.Truppe der proletarischen solidari= 

in jeder Pion tergruppe der J;A.H. . Weiter hat der Angeklagte in 
der kommunistischen Hieterbewegung mitgearbeitet. Dafür dient als Be= 
weis eine handschriftliche Aufzeichnung von ihm über Míeterversamm= 
lungen, die „Legalisierung des Mieterrats durch Hietsamt", „evtl. 
Streik" verlangt, eine Aufstellung über die Zusammensetzung des „Be= 
ztrksmieteraussehusses Tiergarten", ein in seinem Besitz gefundenes 
Flugblatt mit der Überschrift ,Erst Essen, dann miete", die ebenfalls 
bei ihm gefundene Nummer 14 einer Häuserblock=zeitung „Rostocker 
Kiste" und die Nummer der „Roten St urmjahne" vom Dezember 1952, die 
einen Artikel „So werden Exmtssstonen verhindert" enthält. 

Als Po1.=Leiter der zelle 111, früher 210, zeichnete er sieh als 
Vertreter einer scharfen Tonart aus. So jbnd sich bei ihm der „gut= 
Wurf einer Resolution der Zelle 210 an die Unterbeeirksleitung (Be: 
Birk ? - Z.K. ?) in Angelegenheit des Genossen H ,  die er nach 
seinem Geständnis nach dem Ausschluß des bekannten linksradikalen 
Furtetjührers aus der Partei einbringen wollte und in 
der er von dem Z.K. Rechenschaft über den Ausschluß jbrderte. Ferner 
hatte er sich zu einer Diskussion Notizen entworfen, in denen er die 
Versäumnisse behandelte, die nach seiner Meinung die Parteiorganisa= 
t o n  sich bei dem B.V.G„=Streik in Berlin im November 1932 hatte zu 
schulden kommen lassen. Das gleiche Thema der „Kritik an der Arbeit 
der Partei=Organísation bei B.V.G.Streik" behandelt eine „Resolution 
zur U.B.K. am Mittwoch den l6.November 1932~, die von dem Angeklagten 
wie er eugtbt, zusammen mit anderen Genossen in seiner Zelle singe: 
bracht wurde. ' 

tät" 

Auf seine Sympathie mit der linken Opposition der KPD. deutet 
weiter der Besitz einer Anzahl von Druckschrıiften der Trotzki nahe: 
stehenden Richtung hin. So fanden sich bei ihm 4 aufeinanderfolgende 
nummern der „Wochenschrift der linken Opposition der KPD. (Bolsehe= 

Wi-"-= 
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Wiki = Leni nisten), Sektion der Internationalen linken Opposition" 
„Permanente Revolution" vom Januar und Februar 1953 und die Nummer 8 
einer Druckschrift „Die kritische Furteistimme" vom November 1932, 
welchen Zeitungen die offizielle Leitung der Partei nicht radikal 
genug auftrat. In der Hauptverhandlung hat der Angeklagte selbst aus: 
geführt, daß er mit der Partei vielfach unzufrieden gewesen sei,weil 
sie es nicht verstanden habe, die Arbeiter, die nicht mehr an die 
volution glaubten, für sich zu gewinnen. 

Wie intensiv er sich in der Parteilehre auszubilden bemüht war, 
zeigt noch eine Sammlung von zeitungsausschnitten von Artikeln haupt: 
sächlich aus der „Roten Fahne". schliefiflich war er im Besitz von 13 
Exemplaren der Internationalen pressekorrespondenz vom Januar 1933, 
eines Exemplars einer in deutscher Sprache in muskau erscheinenden 
zeitung „Moskauer Rundschau* vom lo. Januar 1931 und der 2.Dezember= 
Ausgaben der „Stimme der Opposition", des Diskussions=orgons für op= 
positionelle sozialdemokraten Berlin=Brandenburg, 

Diese extreme Einstellung des Angeklagten legt den schlug nahe, 
daß er seine Stellung als zellenleiter und zeitlich darüber hinaus 
bis zu der am 2. Marz 19}3 erfolgten Beschlagnahme seines Materials 
seinen Einfluß auf Gleichgesinnte und Andersdenkende benutzt hat,um 
nach dem bekannten Schlagwort der Partei „die Dinge vorwärts zu frei= 

ben" in Richtung auf den bewafifineten Aufstand. Ein eindeutiger Beweis 
in dieser Richtung ist aber nicht geführt. 
B. Die Tätigkeit des Angeklagten in sonderaufgaben; 

Der Angeklagte hat die von ihm gesammelten Druckschriften und 
sein handschríftlíehes Material der Studentin Eleonore Lipper zur 
Aufbewahrung gegeben, um es, wie er zugibt, vor dem zugriff der Fb1 í= 
bei in Sicherheit zu bringen. Als die am 2. März 1953 gerade 
im Beer off war, das gesamte Material aus ihrer Wohnung wegzuschaffen, 
angeblich um es zu vernichten, wurde es bei ihr beschlagnahmt. Aus 
der Sichtung des Materials ergab sich: 

l Die Arbeit des Angeklagten im zersetzungsopparat der Partei. 
a) Der Angeklagte besaß 2 Kar tothekkarten mit den Anschriften 

von 20 Polizeibeamten, l Justizbeamten, l Just izwachtme tster und 1 
Gefangniaaufseher, die in der Rostockerstraße und in der stckingen= 
Straße in Berltn.wohnen. Die Anschrift des Justizbeamten, eines ober: 
wachtmeisters und des Gefangnisaufsehers war durchgestr chen. von den 
auf den Karten genannten Polizeibeamten hat ein großer Teil, darunter 
noch ihrem Zeugnis die Beamten , und 1 | in den 

ı 

letzte-. 
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letzten Jahren, zum Teil wiederholt, zersetzungsschriften erhalten, 
nach Aussagen der zeugen schepers und Schröder Exemplare der Druck: 
Schrift Roter Alarm". nach der Bekundung des zeugen war auf 
den ihm zugegangenen umschldgen mit zersetzungsschriften sein Name 
jedes uuı falsch geschrieben, ebenso wie auf der bei dem Angeklagten 
gefundenen Kartothekkarte. .Die Karten tragen oben in der linken Lake 
die zellennummer 210. 

Der Angeklagte .gibt an, er habe die Karten um den 10.Dezember 
1952 herum von einem ihm nicht näher bekannten Genossen mit dem Auf= 
trag erhalten, die Richtigkeit der Anschriften nachzuprüfen. er habe 
dann auch in den ›folgenden Tagen durch Nachfrage in den Häusern den 
Auftrag ausgeführt und dann die Karten an den Genossen ohne Änderung 
zurückgegeben. 4 - 5 Wachen später habe ihm der gleiche Genosse die ı 

Karten wiedergebracht und ihn ersucht, sie .nur ihn aufzubewahren.Die 
Karten haben qfitenbar schon in früheren Jahren als Unterlage zur ver: 
breitung .von zersetzungsschriften im Bereich der straßenzelle 2lo ge= 
dient, da sie die Namen der Beamten enthalten, die früher 2ersetzungs= 
Schriften erhalten haben, darunter den Namen des in falscher 
Schreibweise. nicht nachzuweisen ist, daß der Angeklagte an dieser 
früheren Verbreitung von zersetzungsschriften beteiligt war. Dagegen 
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß er sich mit der Übernahme der 
Garten zur Nachprüfung bewußt in den Dienst der zersetzungsarbeit der 
Furtei gestellt hat, sei ee um durch Kontrolle der Anschriften die 
künftige zustellung von zersetzungsschrijten sicher zu stellen, sei 
es, um durch Feststellung der Wohnungen der Polizeibeamten im Falle 
des bewajyheten Aufstandes Haß~ ~ahmen zu ermöglichen, die ihren Einsatz 
gegen die AufStändischen verhindern würden. wenn der Angeklagte sich 
damit verteidigt, der Gedanke, daß den Polizeibeamten zersetzungs= 
Schriften zugehen sollten, Set ihm nicht gekommen, so kann er bei Sei: 
ner.stellung als Fbl.Leiter seiner Zelle und bei seiner Belesenheit 
in der kommunistischen Literatur damit um so weniger gehört werden, 
als er zugibt gehört zu haben, daß die Partei daran arbeitete, Fbli= 
zeibeamte und Re ichswehrsoldaten jür ihre Ideen zu gewinnen, um sie 
nUr den Fall gewaltsamer Auseinandersetzungen auf die Seite-des ;rot@= 
tariats herüber zu ziehen, und als er sich die Zeitung „Rote St urmjbh= 
ne" vom Januar 1955 sorgfältig aufgehoben-hatte„ die verschiedene pro: 
grammatische zersetzungsartikel enthielt. 

gehörigen der Ríííhswehr. 
b) In ein Notizbuch hatte der Angeklagte selbst 21 Namen von An= 

eingeschrieben, die als Schüler zu derselben 
ı . Hoch: 
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Hochschule für Musik in Berlin kommandiert waren, an der der Ange= 
klagte selbst studierte. Ein in das Notizbuch eingelegter zettel ent; 

hielt überdies noch einmal die Anschrift des an erster stelle in dem~ 

Notizbuch genannten l L 
Dazu gab der Angeklagte an, er sei durch die Rede eines Funktio= 

rares in einer versammlung, daß die Ehrtet wert darauf lege, die An= 
Schriften von He iehswehrangehöri gen zu bekommen, veranlaßt werden,dte 
Namen der zur Hochschule für Musik kommandierten Reichswehrangehöri= 
gen von den in der Hochschule aushängenden Stundenplänen abzuschrei= 
ben, um sie der fnrteí zur weiteren verwendung eueuletten. Im zeit: 
punkt der BesChlagnahme habe er aber erst die genaue Anschrift des 
Unterfeldwebels festgestellt gehabt. Auch hier ist die Einlage= 
sung des Angeklagten, er habe sich über den Zweck, zu dem die Par tei 
solche Anschriften benötige, keine Gedanken gemacht, aus den oben 
angeführten Gründen gänzlich unglaubhaft. 

Nicht erweislich war, daß an den von dem Angeklagten notierten 
Heichswehr:Angehärigen schon ein zersetzungsversuch durch Wort oder 
Schrift gemacht worden ist. 

g Die Arbeit des Angeklagten im Gegner=nachrichtendienst. 
Die bei ihm gefundene Liste von SPD.=, Heichsbanner=Angehörigen 

und Sympathisierenden hat der Angeklagte nach der Handschrift und 
nach seiner Angabe selbst geschrieben. Er will durch Genossen die na: 
tigen unterlagen bekommen und beabsichtigt haben, die in der Liste 
aufgeführten Personen im sinne der KED. zu bearbeiten. 

Bei der zur linken Opposition der Partei hinneigenden politischen 

Einstellung des Angeklagten erscheint es nicht unwahrscheinlich, daß 
diese Beeinflussung der politischen Gegner durchaus im sinne der hoch 

verräterischen Fdäne des radikalsten fidügels der KPD. geschehen ist. 
Es konnte die Möglichkeit aber nicht. ausgeschlossen werden, daß es 
sich bei dieser Tätigkeit des Angeklagten nur um eine vor der Auf¶ö= 
sung der Partei zulässige Porte ipropoganda handelte. 

.;„ Die Mitarbeit des Angeklagten bei der militärischen Rüstung 
der Ptlr tei. 4 

a) unter den schriftsachen des Angeklagten fand sich ein von ihm 
geschriebener und vom_J1ai 1951 datierter Entwurf eines Schreibens an 
die Russische Gewerkschaft, in dem er die russischen Genossen auffuhr= 
derbe, die 'deutschen Arbeiter bei ihren Auslandsreisen künftig auch 
im waffengebrauch auszubilden, da sie in Deutschland zu einer Sol: 
Chen Ausbildung keine Gelegenheit und sie doch zu den „entscheidenden 

da: 
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gndgefechten" in Deutschland notwendig hätten. 
Der Angeklagte bestrebtet einen Brief nach dem Entwurf gesehrie= 

ben und abgeschickt zu haben, also in der Richtung tätig gewesen zu 
sein, die militärische Ausbildung der Genossen im Hinblick auf den 
erwarteten Bürgerkrieg zu fordern. Wenn es auch wenig glaubwürdig 
ist, daß der Angeklagte den vollständig ausgearbeiteten Entwurf nicht 
benutzt und trotzdem so sorgfältig aufbewahrt hat, ist das Gegenteil 
doch nicht erwiesen. 

b) Weiter besaß der Angeklagte eine ausführliche, handgeschrie= 
bene Aufzeichnung über die Beschaffenheit und Handhabung der Hand: 
granaten und die Berstellung von geballten und gestreckten Ladungen. 
er will die Beschreibung im Sommer 1932 in einem verkehrslokal in der 
sickingenstraße von einem ihm nur fluehtig bekannten Genossen mit der 
Bitte erhalten haben, sie aufzubewahren. Über den Zweck der Beschrei= 
bong habe er sich keine Gedanken gemacht. Der Angeklagte kann mit die; 
Sem Einwand angesichts seiner intensiven politischen Schulung und 
seiner allgemeinen geistigen Hegsamkeit um so weniger durchdringen, 
als der vorerwahnte Briefentwurf an die russischen Genossen zeigt,daß 
die militärische Ausbildung einer Boten Armee dem Gedankenkreis des 
Angeklagten keineswegs fern lag. Die Herstellung und Verwendung von 
Handgranaten ist zudem ein so häufiges Thema in der kommunistischen 
Literatur, daß der zweck einer solchen Beschreibung ihm als Kenner der 
Literatur' nicht verborgen geblieben sein kann. Die Aufbewahrung der 
AufZeichnung aus dem zugegebenen Grunde, sie dem Zugriff der Fbl izei 
zu entziehen, kann von dem Angeklagten demnach nur zu dem bewußten 
Zweck geschehen sein, sie im gegebenen zeitpunkt den Genossen zur vor: 
bereitung oder Durchführung des bewafjheten AufStandes dienstbar zu 
machen. 

III. 
Rechtliche Würdigung. 
Qie durch die übrige politische Tätigkeit in ihrer Zielrichtung 

besonders beleuchtete Arbeit des Angeklagten im zersetzungsdienst, 
also die Überprüfung der Pol izeibeomtenkartothek und die Fertigung des 
Verzeichnisses der studierenden Uilitärmusíker, sowie seine 5wmühun= 
gen um die BewaffNung der thrtei durch die Sicherstellung der Be= 
Schreibung der Handgranate waren vorsätzlich auf die Vorbereitung des 
unter der Führung der KPD. zu entfachenden Bürgerkriegs geríchtet.Die 
Teílhandlungen, -die dem Angeklagten zur Last gelegt sind, werden durch 
die .Einheit des Vorsatzes zu einer einheitlichen tut eusommengejbßß. 
ET war demnach wegen eines verbrechens der Vorbereitung zum Hochuer= 
rat nach §5 $6, 81 Nr. 2 StGB. , § l des 7.Teils der 3. . Verordnung 

des 
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des Heichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und 
zur BekämpfUng politischer Ausschreitungen vom 6.0ktober 1951 zu 
verurteilen. 

Die verordnung des He ichspräsidenten gegen Verrat am deutschen 
Volk und hochuerräterische Umtriebe vom 28.Februor 1933 kommt nicht 
zur Anwendung, weil dem Angeklagten nicht nachzuweisen ist , daß er 
über den 2.yärz 1933 hinaus, den Tag der BeschlagnahMe seines Gate: 
rials, seine verbrecherische Tätigkeit fortgesetzt hat. Aber auch 
das strajfreiheitsgesetz vom 2o„Dezember 1932 kommt dem Angeklagten 
nicht zu gute, da er seine tut, auch soweit sie nicht auf Zersetzung 
gerichtet war und vor dem l.Dezember 1932 begangen ist, über diesen 
Tag hinaus fortgesetzt hat. 

IV. 
strafeumessung. 
von einer zuchthausstrafe wurde abgesehen, da dem Angeklagten 

zuzugestehen ist, daß er aus innerer Überzeugung und nicht aus ehrlo= 
sei Gesinnung gehandelt hat. strafSehärfend kam die Gefährlichkeit 
der Tat. der yißbrauch des ihm'als staatenlosen in Deutschland ge= 
währten Gastrechtes und sein Bildungsgrad in Betracht, der ihm die 
völlige Einsicht in die Verwerflichkeit seiner Handlungen ermöglicht= 
te. strafMildernd konnte seine Jugend, seine straflostgkeít und der 
Umstand berücksichtigt werden, daßdie hoch verräterische Betätigung 
des Angeklagten, soweit sie objektiv festgestellt wurde, von keinem 
sehr großen Umfang war. 

. 

Die Anrechnung der unt ersuchungshaft beruht auf § 60 StGB. ,die 
Kostenentscheidung auf § 465 'StPO. , die VerfUgung über das beschlug= 
nahmte Uaterial auf 99 40, 86a StGB. . Die VerfUgung aus § 42 m StGB. 
erschien angemessen, da der Angeklagte keine Gewähr dafür bietet,daß 
er sein staatsgefährl iches Treiben künftig unterläßä. Als bloße si= 
cherungsmafiNahme konnte die gegen jeden Nicht=Inländer zulässige ver= 
Fügung getroffen werden, obwohl die tut vor dem Erscheinen des Geset= 
des begangen wurde. 
(geh.) mengelkoch. Klimmer. 

ı Lersch. Busch. 
Froel ích.¬ 
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